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per E-Mail      9. November 2010 
 
 
 
 
 
Gesetzentwurf zur Reform der Vermessungs- und Katatsterverwaltung 
Drucksache 17/701 
 
Sehr geehrte Frau Schönfelder,  
 
im Anhang unsere Stellungnahme zu o.a. Gesetzentwurf. Außerdem übersenden wir eine 
Stellungnahme zur Errichtungsverordnung des IM bez. Landesamt für Vermessung und 
Geoinformation Schleswig-Holstein vom 05.08.2010. Beides steht im ursächlichen 
Zusammenhang und sollte gemeinsam zur Kenntnis genommen werden.  
Gern würden wir im Ausschuss weitere mündliche Erläuterungen zur Sache abgeben.  
Ich bitte um kurze Eingangsbestätigung.  
 
Mit freundlichen Grüßen  
Ihr BTB -  
Gewerkschaft Technik  
und Naturwissenschaft  
im dbb beamtenbund  
und tarifunion  
gez. 
Berndt Newe  
Heitmannskamp 28  
24220 Flintbek  
Tel.: 04347/4145  
BTB.Newe@GMX.de 
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u nd Katasterverwaltu n g

Sehr geehrle Damen und Herren,

wir bedanken uns für die Möglichkeit einer Stel lungnahme zum o.a. Gesetzentwurf.

Wir nehmen wie folgt Stel lung:

Wir bezweifeln, dass die Zusammenfassung des Landesvermessungsamtes mit den acht
Katasterämtern zu einer Einheit mit fünf Standorten, vier außerhalb Kiel, mit solch geringem
Kostenaufwand von 620 T€ zu realisieren ist. Da ja nicht alle Standorte fest zu stehen
scheinen, sind die Kosten für bauliche Veränderungen, Umzüge und Trennungsgeld nicht zu
kalku l ieren.

Die Verlagerung von Auftragsvermessungen auf den freien Beruf (Offentlich bestellte Ver-
messungsingenieure) wird in den Jahren 2010-2019 zu weit mehr Einnahmeverlusten führen
als die veranschlagten 16 Mio €. Al lein der Rückzug aus der Fläche durch Aufgabe von
sechs Verwaltungsstandorten (drei Katasterämter, drei Außenstel len) wird zu mehr Auf-
tragsverlusten führen als geplant. Kompensiert werden könnte dies u.E. dadurch, dass der
Katasterverwaltung, anders als bisher, die Möglichkeit eingeräumt würde, auch technische
Vermessungen und Dienstleistungen durchzuführen.

Wenn auch zunächst al le Katasterstandorte erhalten bleiben und erst ab 2013 Standorte
aufgegeben werden sollen geschieht dies u.E. ausschließlich aus wirtschaft l ichen Gründen,
z.B. Kündigungsmöglichkeiten von Räumlichkeiten. Soziale Belange spielen eher eine unter-
geordnete Rolle. Das zeigen auch die Erfahrungen aus früheren Amterzusammenlegungen.
Das Gros des Personals sind Beschäft igte des mitt l .  Dienstes, die künft ig aus dem Raum
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Meldorf nach Husum, aus dem Raum Oldenburg nach Lübeck, aus dem Segeberger Raum
ggf. nach Elmshorn reisen müssen, um ihren Dienst zu versehen.

Dabei von der Berücksichtigung der sozialen Belange der Beschäft igten zu sprechen ist nicht
nachvollziehbar. Es müssen künft ig Fahrkosten von 200 € und mehr aufgebracht werden.
Ferner geht den Beschäft igten durch längere Fahrzeiten sehr viel Freizeit und somit auch
Lebensqualität verloren. Die ÖeNV-Cegebenheiten besonders aus den ländlichen Räumen
sind im Übrigen al les andere als optimal.

Auf die zu erwartende Situation von Teilzeitbeschäft igten, Alleinerziehenden und Angehörige
Pflegenden muss hier wohl nicht besonders eingegangen werden. Deren künft ige Probleme
liegen auf der Hand.

Selbstverständlich entstehen der privaten Wirtschaft z. T. erhebliche zusätzl iche Kosten.
Auch für die gewerblichen Nutzer des Katasters werden die Wege z.T. erheblich weiter, um
sich beraten zu lassen oder Unterlagen einzusehen.

Bürgerfreundlichkeit scheint überhaupt keine Rolle bei der Reorganisation zu spielen. Wenn
auch der Normalbürger eher selten ein Katasteramt aufsuchen muss, ergibt sich doch immer
wieder eine solche Notwendigkeit.  In diesem Fall muss ein Bürger, eine Bürgerin schon mal
bis zu 100 km (Brunsbüttel-Husum, Fehmarn-Lübeck) zurücklegen, um die benötigte Katas-
terauskunft zu erlangen - nicht al les geht auf elektronischem Wege.

Sollte das Gesetz wie vorgesehen beschlossen werden, plädieren wir dringend dafür, es
frühestens zum 01 . Januar 2012 in Kraft treten zu lassen. Die Zusammenführung von ALK
(Liegenschaftskarte) und ALB (Liegenschaftsbuch) ist für das Frühjahr 2011 vorgesehen
(ALKIS). Höchst komplexe Datentechnrk wird dafür eingesetzt, wofür die das Personal um-
fangreich geschult werden muss. Die Schulung der entspr. Trainerwird erst Ende 2010 ab-
geschlossen sein. Mit der Schulung des gesamten Personals wird Frühjahr 2011 begonnen.
Ab Apri l  201 '1 ist dann die schrit tweise Umstel lung auf ALKIS geplant. Die Erfahrungen aus
anderen Bundesländern zeigen, dass es gerade in derAnfangsphase zu erheblichen Umset-
zungsschwierig keiten kommt.

Wenn ALKIS jedoch fehlerfrei läuft,  muss die Katasterbearbeitung nicht zwangsweise zentral
durchgeführt werden. Eine Auflösung der bisherigen Katasteramtsstandorte ist u.E. dann
nicht erforderl ich. Zur Stärkung der Bürgernähe und auch der Einnahmen sowie der Vermei-
dung sozialer Härten könnten wirtschaft l ich sinnvoll  weitere Standorte eingerichtet werden.

Da die vorgesehene Landesverordnung über die Errichtung des Landesamtes für Vermes-
sung und Geoinformation Schleswig-Holstein und das vorl iegende Gesetz (Entwurf,) ursäch-
l ich zusammen hängen, übersenden wir lhnen im Anhang auch unsere Stel lungnahme zur
Verordnung.

Wir hoffen, lhnen mit  unseren Ausführungen zu lhren Beratungen einige gute Hinweise zu geben
und bitten urpdie Möglichkeit der mündlichen Erörterung im Innen- und Rechtsausschuss.

nTTitfretgd$hy Grüßen
\  " - c * ' L

Berndt  Newe L
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Anhörung zum Entwurf  einer Landesverord n u ng über die
für Vermessung und Geoinformat ion Schleswig-Holstein

Errichtung des Landesamtes

Sehr geehrte Damen und Herren.

Mit  Schreiben vom 23.06.2010 erhiel ten wir  dan kenswerterweise Geleoenheit .  zum Entwurf
o.a.  Landesverord n unq unsere Stel lunonahme abzuoeben.

Wir nehmen wie folqt  Stel lunq:

Nachdem die Landesregierung im Oktober 2008 beschlossen hat,  d ie Aufgaben , ,Katas-
terA/ermessung" im Rahmen der Fu nkt ionalreform n i  c h t  auf die Kreise und kreisfreien
Städte zu übertragen, ist  d ie Zusammenführung zentral  auf Landesebene, eine für die Zu-
kunft  t ragfähige Entscherdung. Um einen einhei t l ichen Standard im Vermessu ngswesen zu
gewährleisten, ist  es sinnvol l  d ie Katasterämter als untere Landesbehörden und das Landes-
veTmessungsamt als obere Landesbehörde aufzulösen und zu einer zentralen Einheit  mit
Außenstel len in einem neuen Landesamt für Vermessung und Geoinformat ion zusammen zu
fassen. Der Einsatz von Personal kann effizienter und effektiver oestaltet werden.

Selbstverständl ich widersetzt  s ich der BTB nicht den Ernsparungen in der Vermessungs-
und Katasterverwaltung (VKV), ledoch darf diese nicht überdurchschn ittlich belastet werden.

Die Vermessungs- und Katasterverwaltung muss gerade auch in der neuen Struktur
zukunftsfähig bleiben und weiterhin als kompetenter Partner in der Region für die
Kommunen, Wirtschaft und Verwaltungen geeignet sein. Eine Nachhaltigkeit dieser
Reform muss gewährleistet sein.

Die Vermessungs- und Katastervenrval tung hat s ich schon in der Vergangenheit  auf seine
Kernaufgaben zurückgezogen. Das sind die Führung des Liegenschaftskatasters und die
Landesvermessung, das Vorhal ten von Geobasisdaten, aber auch die Wertermit t lung. So ist
eine Iandesweite Verlagerung der Geschäftsstel len der Gutachterausschüsse auf die Katas-
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terverwaltung unserer Meinung nach anzustreben, zumal s ich durch aktuel le Entwicklungen
zur Grundsteuerbewertu ng neue Aufgabenfelder erschl ießen. Die Vermessungs- und Katas-
terverwaltung ist  zentraler Bestandtei l  der im Aufbau bef indl ichen Geodateninfrastruktur und
die Koordinierung dieser Arbeiten wird durch das Geodateninfrastruktu rgesetz eine zuneh-
mende Bedeutung erhal ten. Die Anforderungen Dri t ter an Aktual i tät  und Genauigkei t  hat und
wird noch zukünft ig deut l ich zunehmen, sodass die Qual i tätsverbesserung zu einer zentralen
Aufgabe der VKV zählen wird.

Personal:

Diesen Hintergrund wissend, s ind die im Raume stehenden Personaleinsparungen von über
20 % bis 2020 nicht nachvol lz iehbar und würden dazu führen. dass eine der modernsten und
innovat ivsten Verwaltungen nicht mehr ihre Kernaufgaben im notwendigen Ausmaß nach-
Kommen Könnte.

ln den letzten 1O Jahren hat die Katasterverwaltung berei ts rund 30 oÄ an Personal einge-
spart .  Sie hat s ich dem technischen Fortschr i t t  ständig rasch angepasst und hat dabei al le
die ihr übertragenen Aufgaben erfül l t .  lm Gegentei l :  mit  dem vorhandenen Personal wurde
ALK und ALB fert ig gestel l t  und die Kosten- und Lerstungsrech n u ng erfolgreich eingeführ.
und mit  der Einführung von ALKIS -  Amtl iches Liegenschaftskataster- lnformat ionssystem -
steht für die VKV in den nächsten Jahren eine zusätzl iche personal intensive Arbei t  an. So ist
auch beispielsweise die erforder l ichen Personalstärke bei  den Arbei ten zur Eigentumssrche-
rung, der Vorhal tung der Geobasisdaten in Abhängigkei t  von der Anzahl der Grundstücke,
der Flurstücke, der Eigentümer sowie der betreuten Fläche zu sehen.

Einstel lungsstopps, schr i t tweiser Abbau und natür l iche Fluktuat ion haben zu einer tendenzi-
el len Uberal terung geführt ."  Und hier ist  insbesondere der gehobene Dienst (Durchschnit tsal-
tet  z.Zt.55 Jahre) zu erwähnen. Mit  den augenbl ickl ichen und bevorstehenden Altersabgän-
gen ver l ier t  d ie Verwaltung ungeheuer v iel  Wissen. Eine technische Verwaltung wie die VKV
braucht aber dr ingend neues Wissen aus den Universi täten und Fachhochschulen. Ein wei-
terer Einstel lungsstopp für die nächsten Jahre würde erne totale Uberal terung der Beleg-
schaft  bedeuten.

Ein ertorderlicher Stellenabbau muss mit einem allseits anerkannten sofortigen Ein-
stellungskorridor verbunden werden- Einem Einstellungskorridor von 5 Vermessungs-
ingenieuren pro Jahr dür'fen daher nur max. Personaleinsparungen in Höhe von 15%
bis 2020 entgegen stehen.

Standorte:

Eine Aufgabe von Standorten darf  nur im Einzel fal l  bei  Prüfung von Aufgabenerledig ung,
Kundenähe und Wirtschaft l ichkei t  unter Berücksicht ig ung des vorhandenen Personals erfol-
gen. Das wir tschaft l iche Handeln muss gewährleistet  werden. So wird auch in Zukunft  die
VKV für die die qual i f iz ierte Beratung seiner Kunden in der Fläche immer notwendig sein.
Daher s ieht der BTB nur die Auf lösung der jetz igen Außenstel len in Eut in,  Niebül l  und
Schleswig als gerade noch vertretbar an.

Eine weitergehende Reduzierung von Standorten Iehnt der BTB kategorisch ab, denn
auch kleine Dienststellen können bei klaren Aufgabenstrukturen erwiesenermaßen
w i rtsc h aftl i c h gef ü h rt we rden.

Auch sollte eine evtl. räumliche Umsetzung der Reorganisation erst nach einer ertoQ-
reichen Einführung von ALKIS begonnen werden .



Eine kompetente bürgernahe vertretung in und für die einzelne Region ist  ohne vertei l te
Führu ngsstrukturen und -kompetenzen nicht machbar und erfordert  einen weitgehenden Er-
hal t  der heut igen struktur und al ler Standorte.  Eventuel le schl ießungen von Katasteramts-
standorten verursachen zwangsläuf ig auch Ein nahmeverluste,  die entstehen werden, wenn
keine ört l ichen Dienststel len vorhanden sind. Einer verbesserten Kundenorient ieru ng würde
dadurch zuwidergehandelt .  Ein Abbau von Standorten würde zumindest in den ersten Janren
zu zusätzl ichen Kosten für soziale Ausgleichsmaßnah men für die zu versetzenden Mitarbei-
ter/ lnnen führen, die in die Betrachtung einf l ießen müssen.

Wir warnen auch vor einer weitgehenden zentraien Wahrnehmung der Querschnit tsaufgaben
in Kiel .  Der Erhal t  der Bedeutung, sowie al ler  Tät igkei ten, Befugnisse und vorhandenen Wer-
t igkei ten -  auch im personal-  und haushaltsrecht lachen Sinn ist  für al le Außenstel len des zu-
künft igen Landesamtes von enormer wicht igkei t .  Das r icht ige Einschätzen und pf legen der
zunehmend wicht igen Ressource Personal ist  nur uber persönl iche Kontakte erfolgreich.
Diese Aufgabe kann bei  anstehenden Arbei tsverd ichtungen und erforder l ichen f lankieren-
den Personalentwicklungsmaßnahmen nicht zentral  und anonym wahrgenommen werden.
Nur vor ort  können Personalangelegen hei ten, dazu gehören betr iebl iche wiedereingl iede-
rungen, f lexible und qual i f iz ierte Arbei tsplatzzuordnungen, die besonderen Belange der
schwerbeh inderten Menschen, die Einhaltung der G leichstel lu ngsg rundsätze, besonnene
Ressourcenverwaltung, flexible Arbeitseinsätze, u. v. m. gewährleistet bzw. organrsiert wer-
den.

Mit  dem etabl ierten lnstrument der Zielvereinbarungen rst  berei ts heute die vol le Steue-
rungsmÖgl ichkei t  vorhanden, um die zu er ledigenden Aufgaben incl .  der personalrecht l ichen
Befugnisse für al le Mitarbei ter/ lnnen eff iz ient im sinne der Landesregierung zu er ledigen.

Übertraqung von Aufgaben auf private

, ,Die Grenzen der Pr ivat is ieru ngsmögl ich kei t  im Auftragsgeschäft  s ind erreicht, , ,  so
unsere Kernaussage. Eine Monopolstel lung der öbvl  für Liegenschaftsvermessu ngen wird
eindeut ig abgelehnt.  Dieses Monopol ist  unnöt ig und br ingt für das Land keiner lei  f inanzjerre
vortei le.  Durch pol i t ische vorgabe ist  der Marktantei l  der VKV an der Ausführung von Lie-
genschaftsvermessungen schon auf 25 % begrenzt.  Die bisher ige organ isat ionsform des
Landesvermessu ngsamtes und der Katasterämter zeigt erfolgreich, dass moderne steue-
ru ngsinstrumente wie die KLR und Zrelvereinbaru ngen, sowie control l ing dazu geführt  ha-
ben, die Wirtschaft l ichkei t  des Verwaltungshandelns enorm zu steigern.

Fachaufsicht:

Die Fachaufsicht über diese neue Dienststel le,  wie auch über den freien Beruf (öBVl)  sol l
und muss weiterhin durch das In nen minister ium wahrqenommen werden

wir hoffen, mit dieser stel lungname der sache ,,Err ichtung des Landesamtes für Vermes-
sung und Geoinformation schleswig - Holstein" dienl ich zu sein und wünschen der neu ent-
stehenden Behörde erfolgreiches und nachhalt iges Wirken.

MrtJreundlichen Grüßen
\ -  ,  "  
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